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Die Stromsteuer und das EEG – 
Doppelförderung ade?
Lange Zeit konnten viele Biogasanlagenbetreiber nicht nur die Förderung nach dem Erneu-

erbare-Energien-Gesetz (EEG) in Anspruch nehmen, sondern hatten gleichzeitig auch die 

Möglichkeit, von der Stromsteuerbefreiung für dezentral und aus Erneuerbaren Energien 

erzeugten Strom zu profitieren. Damit ist nun Schluss. Still und heimlich ist rückwirkend 

zum 1. Januar 2016 eine Regelung in Kraft getreten, die es in sich hat: Anlagenbetreiber, 

die von der Stromsteuer befreiten Strom beziehen oder den erzeugten Strom steuerbefreit 

an Letztverbraucher liefern, riskieren ihre EEG-Vergütung.
 
Von Dr. Hartwig von Bredow und Dr. Katrin Antonow

W
as umfasst das Doppelförderungsver-

bot? Mit dem Strommarktgesetz hat 

der Gesetzgeber im EEG 2014 rück-

wirkend das sogenannte „Doppelför-

derungsverbot“ verankert. So ist in 

dem neuen Paragrafen 19 Absatz 1a EEG 2014 ge-

regelt, dass für Strommengen, die nach Paragraf (§) 9 

Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 Stromsteuerge-

setz (StromStG) von der Stromsteuer befreit sind, die 

EEG-Förderung nicht in Anspruch genommen werden 

kann. Das Doppelförderungsverbot soll dabei rückwir-

kend ab dem 1. Januar 2016 gelten (§ 104 Absatz 5 

EEG 2014). Gegebenenfalls muss daher die Strom-

steuer für das Jahr 2016 nachgezahlt werden. Wer 

dies versäumt, riskiert einen erheblichen Teil seiner 

EEG-Vergütung.

Betroffen ist aber nicht jede stromsteuerliche Vergüns-

tigung, sondern lediglich die vollständige Stromsteu-

erbefreiung für Strom aus Netzen, die ausschließlich 

mit Erneuerbaren Energien gespeist werden (§ 9 Ab-

satz 1 Nr. 1 StromStG), sowie für Strom, der aus Anla-

gen mit bis zu 2 Megawatt stammt und im räumlichen 

Zusammenhang zur Anlage entweder vom Betreiber 

zum Selbstverbrauch oder vom Letztverbraucher ent-

nommen wird (§ 9 Absatz 1 Nr. 3 StromStG). Andere 

Erleichterungen nach dem StromStG, insbesondere 

der Spitzenausgleich nach § 10 StromStG oder die 

Befreiung für Strom zur Stromerzeugung gemäß § 9 

Absatz 1 Nummer 2 StromStG, sind vom Doppelförde-

rungsverbot nicht umfasst und können weiterhin par-

allel neben der Förderung nach dem EEG in Anspruch 

genommen werden.

Wer ist betroffen?
Von dem Verbot der Doppelförderung sind zwei Fall-

konstellationen, Lieferung und Bezug, betroffen: Zum 

einen sind Unternehmen betroffen, die den in ihren 

Anlagen erzeugten Strom im Marktprämienmodell re-

gional direkt vermarkten und in diesem Zusammen-

hang von der Stromsteuerbefreiung nach § 9 Absatz 1 

Nummer 3 StromStG für dezentrale Anlagen profitie-

ren (erste Fallgruppe).

Weitaus häufige ist die zweite Fallgruppe: Das Dop-

pelförderungsverbot betrifft alle Anlagenbetreiber mit 

kaufmännisch-bilanzieller Volleinspeisung, die für 

den kaufmännisch-bilanziell bezogenen Strom („EEG-

Ersatzstrom“) – zum Beispiel zur Deckung des Eigen-

bedarfs – an ihren Stromversorger keine Stromsteuer 

zahlen.

Ein Beispiel soll diese zweite – nicht immer leicht ver-

ständliche – Fallgruppe illustrieren: 

Der Betreiber einer Biogasanlage speist den erzeugten 

Strom vollständig in das Netz der öffentlichen Versor-

gung ein und erhält dafür die Förderung nach dem 

EEG. Für den Eigenbedarf bezieht er kaufmännisch-

bilanziell Strom von seinem Stromversorger. Physi-

kalisch entnimmt er den Strom unmittelbar aus der 

Anschlussleitung des BHKW. In diesem Fall liegen die 

Voraussetzungen für eine Stromsteuerbefreiung nach § 

9 Absatz 1 Nummer 1 StromStG vor, da der Strom aus 

einer Leitung entnommen wird, in die ausschließlich 

Strom aus Erneuerbaren Energien eingespeist wird. 

Der Stromversorger muss dies mit dem zuständigen 

Hauptzollamt im Rahmen der Steueranmeldung abklä-

ren und kann den Kunden dann mit Strom beliefern, 

ohne diesen mit der Stromsteuer zu beaufschlagen.

Ob in der geschilderten Konstellation die Vorausset-

zungen für eine Stromsteuerbefreiung gegeben sind, 

ist eine Frage des Einzelfalls. Es kommt insoweit auf 

die konkreten Gegebenheiten vor Ort an: Wird der 

im BHKW erzeugte Strom nicht unmittelbar aus der 

Anschlussleitung entnommen, sondern zunächst ins 

öffentliche Netz eingespeist, liegen die Voraussetzun-

gen für eine Stromsteuerbefreiung nach § 9 Absatz 1 

Nummer 1 StromStG nicht vor.
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Bis Ende März 2015 konnten sich Anlagenbetreiber 

in derartigen Fällen allerdings noch auf § 9 Absatz 1 

Nummer 3a lit. a) StromStG berufen. Danach ist Strom 

von der Steuer befreit, wenn er in Anlagen mit einer 

Leistung von maximal 2 MW erzeugt und im räumlichen 

Zusammenhang verbraucht wird. Diese Regelung wur-

de lange Zeit so verstanden, dass davon auch der so-

genannte EEG-Ersatzstrom, den der Anlagenbetreiber 

aus dem öffentlichen Netz bezieht, erfasst sei. Aller-

dings schob das Bundesfinanzministerium (BMF) der 

langjährigen Praxis der Hauptzollämter im März 2015 

einen Riegel vor. 

In seinem Erlass vom 23. März 2015, der sich aus-

drücklich nur auf die Stromsteuerbefreiung nach § 9 

Absatz 1 Nummer 3 StromStG bezieht, legte das BMF 

fest, dass nur der Strom stromsteuerbefreit sein kön-

ne, der in der jeweiligen Anlage erzeugt worden sei, 

nicht jedoch Strom, den der Anlagenbetreiber von ei-

nem Dritten bezogen habe. Als Voraussetzungen für die 

Steuerbefreiung müssten die Leistungsbeziehungen 

über den in der Anlage erzeugten Strom in einer ge-

schlossenen Beteiligtenkette kaufmännisch-bilanziell 

nachvollziehbar sein und eine kaufmännisch-bilan-

zielle Rückverfolgbarkeit des vom Letztverbraucher im 

räumlichen Zusammenhang zu der Anlage entnomme-

nen Stroms zu der Anlage bestehen (BMF-Schreiben 

vom 23. März 2015, Az III B 6 – V 4250-05-10003.). 

Eine solche sei aber bei gleichzeitiger Inanspruchnah-

me der EEG-Vergütung nicht möglich, da der Strom an 

den Netzbetreiber ohne Rückerwerbsmöglichkeit ver-

kauft werden müsse. 

Was folgt aus dem Doppelförderungsverbot?
Seit Inkrafttreten der Regelung müssen die Netzbetrei-

ber, sofern sie von einem stromsteuerbefreiten Strom-

bezug erfahren, für eine entsprechende Menge des in 

der Anlage erzeugten Stroms die seit dem 1. Januar 

2016 ausgezahlte EEG-Förderung zurückfordern. Um 

die ungleich höhere Förderung nach dem EEG nicht zu 

verlieren, muss auf die Privilegierung durch die Strom-
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steuerbefreiung verzichtet werden – und dies rückwir-

kend zum 1. Januar 2016. Die Betroffenen müssen da-

her in irgendeiner Weise tätig werden. Bisher ist jedoch 

nicht klar, wem gegenüber und in welcher Form dieser 

Verzicht erklärt werden soll.

Denn die Betroffenen befinden sich hier in einer recht-

lichen Zwickmühle: Der Strom ist ohne die Notwendig-

keit eines Antrags von der Stromsteuer befreit, wenn 

die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Nummer 1 oder 

Nummer 3 StromStG vorliegen. Somit liegt die Strom-

steuerbefreiung nicht in der Hand des Anlagenbetrei-

bers. Der Anlagenbetreiber ist im Übrigen – zumindest 

in der zweiten Fallkonstellation – auch gar nicht Steu-

erschuldner.

Mit anderen Worten nimmt der Anlagenbetreiber eine 

Stromsteuerbefreiung gar nicht „in Anspruch“, wie es 

das Gesetz fälschlicherweise formuliert. Die Privilegie-

rung tritt vielmehr von Gesetzes wegen (ipso jure) ein 

und steht somit weder zur Disposition des Anlagenbe-

treibers noch der Steuerverwaltung. Ein Verzicht auf 

die Stromsteuerbefreiung käme letztlich einer „Schen-

kung“ an die Hauptzollämter gleich, da laut Gesetz ja 

gar keine Steuerschuld besteht.

Was ist also zu tun?
Betroffene der ersten Fallgruppe, die selbst „Versor-

ger“ sind und den in ihren Anlagen erzeugten Strom an 

Letztverbraucher in räumlicher Nähe verkaufen, sollten 

gegenüber ihrem zuständigen Hauptzollamt schriftlich 

erklären, auf die Stromsteuerbefreiung seit dem 1. Ja-

nuar 2016 verzichten zu wollen. Dies kann in einem 

separaten Schreiben oder spätestens mit der Steueran-

meldung für das Steuerjahr 2016 geschehen. 

Komplizierter wird es in der beschriebenen zweiten 

Fallgruppe. In den betroffenen Fällen ist nicht der 

Anlagenbetreiber selbst der Stromsteuerschuldner, 

sondern dessen Stromversorger. Dieser liefert den 

Strom ohne Beaufschlagung mit der Stromsteuer an 

den Anlagenbetreiber und gibt dann im Rahmen sei-

ner Steueranmeldung die steuerfrei gelieferten Strom-

mengen an. Betroffene dieser Fallgruppe sollten sich 

daher zunächst an ihren Stromversorger und – soweit 

eine Kontaktaufnahme möglich ist – auch an dessen 

Hauptzollamt mit einem Schreiben wenden, in dem sie 

Verzicht und Nachzahlungsbereitschaft erklären. An-

waltliche Unterstützung ist hier ratsam.

Nachweispflicht als sinnvolle  
Handhabung in der Zukunft?
Der Fachverband Biogas und weitere Akteure sind der-

zeit in intensiven Gesprächen mit dem Bundesfinanz-

ministerium und der Finanzverwaltung. Ziel ist, einen 

Weg zu finden, wie sich Anlagenbetreiber auf rechtssi-

chere Art und Weise und mit möglichst wenig adminis-

trativem Aufwand für die Förderung nach dem EEG und 

gegen die Stromsteuerbefreiung entscheiden können.

Eine Möglichkeit könnte sein, die Stromsteuerbefrei-

ung an eine strenge Nachweispflicht zu koppeln. Dies 

hätte zur Folge, dass die Befreiung nicht automatisch 

eintritt, sondern in jedem Steuerjahr erneut erst dann, 

wenn der Steuerschuldner gegenüber dem zuständigen 

Hauptzollamt – zum Beispiel durch Vorlage einer jähr-

lich zu aktualisierenden Darstellung des Stromflusses 

der Anlage – den Nachweis erbracht hat, dass die Vor-

aussetzungen für die Stromsteuerbefreiung vorliegen. 

Sollte der Verordnungsgeber diese Möglichkeit in Er-

wägung ziehen, müsste den Hauptzollämtern gleich-

zeitig eine Hinweispflicht gegenüber denjenigen Steu-

erschuldnern auferlegt werden, die nach wie vor von 

der Stromsteuerbefreiung profitieren wollen und in 

der Vergangenheit bereits die erforderlichen Nachwei-

se erbracht haben. Zudem sollte es möglich sein, die 

Nachweise nachträglich zu erbringen, um kleinen Ver-

sorgern, die es versäumt haben, ihrer Anzeigepflicht 

nachzukommen, zu ermöglichen, sich darauf zu beru-

fen, dass sie stromsteuerbefreit geliefert haben. 

Es bleibt abzuwarten, welchen Weg das Bundesfinanz-

ministerium gehen wird. Wünschenswert wäre eine 

baldige Klärung, wie für 2016 und die Folgejahre zu 

verfahren ist, um hier den Betroffenen die vom Gesetz-

geber intendierte Wahlmöglichkeiten tatsächlich ein-

zuräumen. 
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